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Thomas Bauer:
Einbruch der Baukonjunktur in Bayern
Bau fordert Sicherung der Investitionen
(bbiv) München. Im sechsten Jahr der Rezession steht die Bauwirtschaft, so der Präsident des Bayerischen Bauindustrieverbandes, Prof. Dipl.-Kfm. Thomas Bauer. So lange der Reformstau weiter das Bauen bremst, werde die Perspektive für den Bau schlecht bleiben.

Die kurze Erholung, die Bayern 1999 aus den anderen Bundesländern hervorgehoben habe, sei wieder eingebrochen. Der Frühjahrsaufschwung verlaufe flacher als üblich – die Auftragsbestände hätten bayernweit im ersten Quartal um 500 Millionen DM oder ein Drittel weniger zugenommen als in den Vorjahren. Für das Jahresende sagt Bauer einen weiteren Verlust von 5.000 Arbeitsplätzen voraus, zusätzlich zu den 59.100, die das Bayerische Bauhauptgewerbe zwischen Ende 1994 und 1999 verloren habe. Mit dem damit verbundenen Kapazitätsabbau eröffne sich aller​dings auch die Chance auf eine allmähliche Anhebung der völlig unauskömmlichen Baupreise. Voraussetzung für normale Renditen am Bau sei ein Preisanstieg um brutto ca. 3 bis 4 Prozent. 

Trotz erfolgreicher Umstrukturierungen der Unternehmen komme bisher die Konsolidierung bei Preisen und Erträgen kaum voran. Der Erfolg lande über sinkende Preise bei den Bauherren. Die Nettorendite am Bau sei dank Rationalisierungsanstrengungen von 1997 auf 1998 um 0,5 auf 1,1 Prozent gestiegen, liege aber nach wie vor weit abgeschlagen hinter den 3 Prozent von Industrie und Handwerk ohne Bau. Wichtige Impulse für den Bau könne und müsse ein am Baubedarf orientiertes Investitionsverhalten der öffentlichen Hand geben. Dieses Ziel werde in Bayern durch die angekündigte gesetzliche Verpflichtung zu Haushalten ohne Neuverschuldung gefährdet. Deshalb fordere die Bayerische Bauindustrie die Staatsregierung auf, die investiven Mittel im bayerischen Staatshaushalt nachhaltig zu sichern. Der Freistaat Bayern müsse eine Mindest-Investitionsquote von 15 Prozent in der Bayerischen Haushaltsordnung verankern, um so einer Fortsetzung des Verfalls der Investitions​quote im Bayerischen Staatshaushalt seit 1970 um 40 auf heute nur mehr 15 Prozent vorzubeugen. 

Bauer wörtlich: „Haushalten ohne Schulden steht dem Staat gut an.
Aber zu Lasten der Investitionen darf das nicht gehen. Wenn neue Schulden gesetzlich verboten werden, dann brauchen wir eine klare gesetzliche Verpflichtung zu Investitionen. Sonst kommen auf Dauer die Investitionen unter die Räder der Sozialpolitik – und mit ihnen die gebaute Infrastruktur, die Basis unseres Wohlstandes und unserer Kultur.“
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